






















Stadt Günzburg  
Bebauungsplan Nr. 22 „südlich der Augsburger Straße (B 10), nördlich des Riemgrabens und 
westlich der Gemarkungsgrenze Günzburg/Nornheim“. 
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BEGRÜNDUNG DER NEUAUFSTELLUNG (§ 9 (8) BauGB) 
 
ALLGEMEINES 
 
Der Anlaß für eine im Januar 1990 beschlossene Neuaufstellung des seit dem 14.03.1987 
rechtsverbindlichen Bebauungsplanes war, dem damaligen äußerst akuten Mangel an Woh-
nungen rasch abhelfen zu können. Im Zusammenhang der Planänderung wurde der Bebau-
ungsplan insgesamt überarbeitet, um die neueren Entwicklungen aufzugreifen und bei der 
akuten Wohnungsnot durch sog. Nachverdichten mehr Wohnraum zu schaffen und das Bauen 
zu vereinfachen. Die Vielzahl der Änderungen läßt eine Neuaufstellung statt einer Änderung des 
Bebauungsplans als zweckmäßig erscheinen, um nicht mit zwei Fassungen des Bebauungs-
plans arbeiten zu müssen. Das führt dazu, daß eine Anpassung des Bebauungsplanes an die 
neue Fassung der Baunutzungsverordnung vom 23.01.1990 erforderlich ist.  
 
Der Entwurf für die Neuaufstellung wurde im August 1991 der Regierung angezeigt. Im Be-
scheid der Regierung wurde die Verletzung von Rechtsvorschriften geltend gemacht. Als Be-
gründung wurde das Fehlen der erforderlichen immissionsschutzrechtlichen Festsetzungen an-
geführt. 
 
Das Bebauungsplangebiet ist weitgehend mit Wohngebäuden überbaut. Lediglich ein Streifen 
entlang der Augsburger Straße (B 10), nördlich und östlich der Kantstraße ist noch unbebaut 
und wird im Bebauungsplan-Entwurf als eingeschränktes Gewerbegebiet festgesetzt. Der übri-
ge Bereich wird als Allgemeines Wohngebiet festgesetzt. 
 
 
BEGRÜNDUNG DER ÄNDERUNGEN 
 
1. Bereich entlang der Augsburger Straße/östlich der Kantstraße (GEe)  

Ein im Frühjahr 1997 in Auftrag gegebenes Schallgutachten sagt aus, daß die Orientie-
rungswerte für eine Wohnbebauung erheblich überschritten werden. Nur durch entsprechen-
de Maßnahmen (Gebäudeanordnung, Grundrißgestaltung, bauliche Schallschutzmaßnah-
men) wäre eine Verbesserung möglich. Aus diesem Grund wird auf eine Wohnbebauung 
ganz verzichtet, indem ein Gewerbegebiet festgesetzt wird mit der Einschränkung, daß nur 
Anlagen zulässig sind, die das Wohnen nicht wesentlich stören. 

 
2. Bereich entlang der Augsburger Straße/westlich der Kantstraße (WA 1)  

Hier befindet sich ein Grundstück, das mit einem Mehrfamilienhaus bebaut ist. Es wird ein 
Allgemeines Wohngebiet mit - dem Gutachten entsprechenden - Schallschutzmaßnahmen 
festgesetzt. 

 
 
3. Bereich der Hausgruppen südlich der Kantstraße (WA)   

In den bisherigen Bereichen der Hausgruppen südlich der Kantstraße war die Anzahl der zu-
lässigen Wohnungen je Haus auf max. 2 beschränkt. Diese Beschränkung wurde fallenge-
lassen, um den Geschoßwohnungsbedarf zusätzlich abdecken zu können. Die nördliche 
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Hälfte der Schleiermacherstraße wurde aufgehoben und diese Fläche zusätzlich der Wohn-
baufläche zugeschlagen. Um südlich anschließend den Lärmschutz zu verbessern, können 
hier Baukörperlängen größer 50 m akzeptiert und die abweichende Bauweise festgesetzt 
werden. Für den Bereich der Hausgruppen ist eine große zusammenhängende Tiefgarage 
vorgesehen worden, um die Belästigung durch den Fahrverkehr wesentlich einschränken zu 
können und um den Wohnwert durch vermehrte Grünflächen zu steigern. 
 

4. Baugrenzen  
Die bisherigen, vor allem im Bereich der Einzel- und Doppelhäuser sehr eng gefaßten Bau-
fenster werden vergrößert und zum Teil durch durchgehende überbaubare Flächen ersetzt. 
 

5.  Art der baulichen Nutzung  
Durch die Anwendung der Baunutzungsverordnung 90 ist die Art der baulichen Nutzung er-
gänzend zu regeln. Im allgemeinen Wohngebiet (WA) werden die nun allgemein zulässigen 
Anlagen für sportliche Zwecke, sowie die Ausnahmen ausgeschlossen. 
 
Die im eingeschränkten Gewerbegebiet (GEe) zugelassenen Anlagen sollen einerseits eine 
sinnvolle Bebauung in diesem lärmbelasteten Bereich ermöglichen, andererseits keine stö-
renden Auswirkungen auf die vorhandene Bebauung südlich der Kantstraße haben. Dement-
sprechend sind auch Anlagen, die selbst keinen baulichen Schutz für die hinterliegende Be-
bauung bewirken, ausgeschlossen.  
 

6.  Maß der baulichen Nutzung 
 
Das Maß der baulichen Nutzung soll gegenüber der bisherigen Festsetzung erhöht werden. 
Die vorgeschlagenen Werte liegen unter den Höchstwerten des § 17 BauNVO in der Fas-
sung vom 23.01.1990. 
 

 
7.  Schallschutzmaßnahmen 
 

Im Frühjahr 1997 wurde ein Schallgutachten in Auftrag gegeben. Gemäß diesem Gutachten - 
Teil II - wird für die Grundstücke im Geltungsbereich des Bebauungsplanes entlang der 
Augsburger Straße/östlich der Kantstraße (GEe) eine Lärmschutzwand festgesetzt, die nur 
durch Gebäudewände unterbrochen sein darf. Für diesen Bereich wird ein eingeschränktes 
Gewerbegebiet festgesetzt, in dem sich einerseits nur Anlagen ansiedeln dürfen, die das 
Wohnen nicht wesentlich stören, andererseits kein Wohnen zulässig ist.  

 
Für das mit einem Wohngebäude bebaute Grundstück entlang der Augsburger Stra-
ße/westlich der Kantstraße (WA 1) wird ein Allgemeines Wohngebiet festgesetzt mit sich aus 
dem Schallgutachten - Teil I - ergebenden immissionschutzrechtlichen Festsetzungen für ei-
ne Wohnbebauung entlang der Augsburger Straße. 

 
Für den übrigen Bereich des Bebauungsplangebietes, südlich der Kantstraße wird ein Allge-
meines Wohgebiet (WA) festgesetzt. Immissionschutzrechtliche Festsetzungen werden, da 
laut Gutachten die Orientierungswerte tags teilweise eingehalten, nachts lediglich um 2 bis 3 
dB überschritten werden, nicht getroffen. 

 
8. Kniestöcke 

 
Kniestöcke waren nur für die mit „I + D“ festgesetzten Gebäude zugelassen. Um die Ausbau-
fähigkeit von Dachgeschossen zu verbessern, werden künftig Kniestöcke grundsätzlich zu-
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gelassen. 
Die unterschiedlich festgesetzten Höhen orientieren sich aus architektonischen Gründen an 
den Dachneigungen. 
Maximal 75 cm Höhe ist bei den Hausgruppen erlaubt, da die relativ große Ausdehnung die-
ser zusammenhängenden Gebäude den hohen Kniestock verträgt. 
Bisher bezog sich die Höhenangabe auf das Maß, gemessen von Oberkante Rohdecke bis 
zum Schnittpunkt Außenwand mit Oberkante Sparren. Aus Gründen der einfacheren Hand-
habung bezieht sich das Maß künftig auf die Höhe, gemessen von Oberkante Rohdecke bis 
Unterkante Fußpfette. 
 

9.  Sonstige Änderungen 
 

Im Zusammenhang mit der Überarbeitung des Bebauungsplanes aus den vorgenannten 
Gründen soll die Gelegenheit genutzt werden, vollzogene Veränderungen einzuarbeiten und 
einige Verbesserungen vorzunehmen. 

 
9.1  Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes, der zum überwiegenden Teil in der Gemar-

kung Nornheim lag, wurde durch Gemarkungsgrenzänderung in seiner Gesamtheit in die 
Gemarkung Günzburg einbezogen. In der Bebauungsplanneuaufstellung ist dies berück-
sichtigt worden. 

 
9.2  Der vom Geltungsbereich erfaßte Bereich der Bundesstraße 10 wurde zwischenzeitlich 

vermessen. Die sich daraus ergebenden Änderungen wurden in der Planung berücksich-
tigt. 

 
9.3  Der bisher vorgesehene, relativ große Wendehammer mit Stellplätzen am östlichen Ende 

der Kantstraße kann verkleinert werden, weil die Mischgebietsausweisung keine übergro-
ße Dimensionierung erfordert. Ein Teil des früheren Wendehammers kann deshalb dem 
Mischgebiet zugeordnet werden. Das Grundstück Fl.Nr. 1360/52 im Südwesten war bisher 
durch einen Wendehammer stark eingeschränkt. Eine Verlegung auf das Grundstück 
Fl.Nr. 1531/1 beseitigt diese Einschränkung und ermöglicht die Anlage von Stellplätzen für 
Besucher des Kinderspielplatzes. 

 
9.4  Auf dem Grundstück Fl.Nr. 1360/52 war an der Westseite eine Umspannstation vorgese-

hen. Diese wurde zwischenzeitlich in der Südwestecke des Geltungsbereichs auf Fl.Nr. 
1531/32 errichtet. Die Berücksichtigung wurde daher erforderlich. 

 
9.5  Die Garagenstandorte waren durch sehr eng bemessene Flächen festgesetzt. In der Än-

derung soll festgelegt werden, daß Garagen künftig innerhalb der überbaubaren Flächen 
oder auf den eigens dafür ausgewiesenen Plätzen untergebracht werden können. Dies 
ermöglicht eine wesentlich bessere Aufplanung der Grundstücke. 

 
9.6  Einfriedungen und Zäune: 

Sie finden in der Neuaufstellung eine deutlichere Regelung, die der Gestaltung des Sied-
lungsbildes zugute kommt. 

 
 
 
Günzburg, den 1.08.1997 
Stadtbauamt 
Im Auftrag 
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Friedenberger 
Sachgebietsleiter 
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